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1995 war ein weiteres schwieriges Jahr in den Bemühungen, ein Gleichgewicht in
Großbritanniens Europapolitik zu finden. Man hätte erwarten können, daß die
Erweiterung der Europäischen Union (EU) im Januar 1995 durch gleichgesinnte
frühere EFTA Partner den Briten ein Gefühl der Entspannung vermittelt hätte. Statt
dessen blieb die Kontroverse im Laufe des Jahres 1995 sehr lebendig, bedingt
durch die akute Diskussion über die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU), die
sich abzeichnende Debatte über die Vorbereitung der Regierungskonferenz im Jahre
1996 und eine ständig wachsende Liste von irritierenden Kleinigkeiten.

Zumindest der konservative Flügel der Regierung blieb verbissen der Ansicht,
daß „Europa" die Hauptursache für alle Auseinandersetzungen und Verbitterungen
innerhalb der Regierung sowie der parlamentarischen Fraktion war. Mitte des Jah-
res war John Majors persönliche Frustration so groß, daß er sich zu dem dramati-
schen Schritt entschloß, sein Amt als Parteivorsitzender zur Verfügung zu stellen
und eine Neuwahl innerhalb der Fraktion herauszufordern. Damit hoffte er, alle
Streitigkeiten endgültig aus der Welt zu schaffen. Kritiker der Regierungspolitik
fanden im Laufe des Jahres wiederholt Gelegenheit zum Angriff, bedingt einerseits
durch die sich ständig verringernde Mehrheit der Konservativen im Unterhaus und
andererseits durch die hartnäckig anhaltende Unbeliebtheit der Regierung. In der
Zwischenzeit führte die oppositionelle Labour Party - immer eifrig bemüht, sich
als verantwortungsbewußte Schattenregierung darzustellen - einen Seiltanz auf.
Zwar bemühten sich Tony Blair und seine engsten Berater zu demonstrieren, daß
sie sich einer positiveren Einstellung zur europäischen Politik verpflichtet fühlten,
jedoch verhinderte die Angst, die öffentliche Meinung hege eine tiefsitzende Abnei-
gung gegen „Brüssel", die Präzisierung der Europapolitik einer Labour Regierung.

Eine Häufung von Störfaktoren

Es ist bemerkenswert, wieviele Themen der Tagespolitik bei den Konservativen
und der Boulevardpresse zum neuralgischen Punkt erklärt wurden. Fleisch und
Fisch waren immer wiederkehrende Beispiele. Schon im Januar und dann mehr-
mals im weiteren Verlauf des Jahres schränkte Deutschland die Einfuhr von briti-
schem Rindfleisch auf den deutschen Markt ein. Obwohl zu diesem Zeitpunkt ein
Importverbot für die gesamte Bundesrepublik eindeutig nicht gesetzmäßig war,
traten die Politiker einiger Bundesländer dadurch hervor, daß sie ein regionales
Einfuhrverbot verhängten. Aufgrund der hohen Konzentration von BSE-Fällen in
englischen Herden waren die deutschen Verbraucher und Gesundheitsbehörden
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offensichtlich nicht davon überzeugt, daß der Verzehr von britischem Rindfleisch
unbedenklich war.

Innerhalb Großbritanniens stand der Tierschutz im Vordergrund. Eine zuneh-
mend lautstarke und militante Tierschutzbewegung hatte für ihre Bemühungen,
eine Exportbeschränkung für lebende Tiere - vor allem Kälber - auf das europäi-
sche Festland zu erwirken, eine wesentlich breitere Unterstützung gewonnen. Die
britische Regierung wurde aufgefordert, auf einer Änderung der EU-Gesetzgebung
zu bestehen. Infolgedessen erließ der Rat der Agrarminister als Antwort auf die
britische Eingabe im Juni eine Verordnung, welche die Transportzeiten für lebende
Tiere einschränkte.

Die Gemeinsame Fischereipolitik der Gemeinschaft (GFP) erwies sich als eine
weitere Quelle der Verärgerung. Die Diskussionen um Fischereirechte waren wie-
derholt zu einer sehr empfindlichen Angelegenheit geworden, wie sich 1993/94 bei
den Erweiterungsverhandlungen mit den EFTA-Staaten zeigte. Der Rückgang der
Fischbestände trug zur Sensibilisierung des Themas bei. So kam es, daß nach einer
Konfrontation vor der kanadischen Küste zwischen spanischen Fischerei- und kana-
dischen Kontrollschiffen im Frühjahr 1995 britische Fischer als Zeichen der offe-
nen Opposition gegenüber der GFP die kanadische Flagge auf ihren Schiffen hiß-
ten. Britische Minister wurden immer mehr unter Druck gesetzt, die Beschlüsse
der GFP anzufechten. Im Verlauf dieses Jahres fügten die Euroskeptiker die GFP
dem europäischen Sündenregister zu, um sie wiederholt als einen weiteren Grund
für ein britisches Opt-out zu nennen. Im Oktober wurde sie sogar zum unmittelba-
ren Anlaß einer Abstimmung im Unterhaus gegen die Regierung. Das Faß wurde
zum Überlaufen gebracht, als der Europäische Gerichtshof (EuGH) im Dezember
im dritten Factortame-Fall entschied, daß diejenigen spanischen Fischer zu ent-
schädigen seien, denen das Fischen in britischen Gewässern aufgrund von briti-
scher - im Widerspruch zur europäischen - Gesetzgebung längere Zeit verboten
worden war. Dieses Urteil bewirkte natürlich eine Verschärfung der britischen
Abneigung gegen die Kompetenzen des EuGH.

Unvermeidbar war auch, daß während des ganzen Jahres die Kontroverse um
die Sozialcharta brodelte. Britische Unternehmen, die die Regelungen der Sozial-
charta bei ihren Niederlassungen auf dem europäischen Festland einführten, über-
nahmen sie ohne nennenswerte Schwierigkeiten auch in ihren Betrieben in Groß-
britannien. Innerhalb der EU wurde bei jedem Gesetzesentwurf die Debatte fortge-
setzt, ob das Gesetz die gesamte EU umfassen oder ob das Protokoll, das Großbri-
tannien ausschließt, Anwendung finden solle. In Großbritannien klagten britische
Arbeiter und Rentner ihre Rechte vor dem EuGH nach europäischem Recht ein.
Minister, die der EU außerordentlich feindselig gegenüberstanden, bekleideten die
entsprechenden Regierungsposten (insbesondere Michael Portillo und Peter Lilley)
und verteidigten immer wieder kämpferisch das Opt-out. Somit wuchs bei den
Konservativen das Gefühl, daß das Opt-out im Begriff war, unterlaufen zu werden.
Dadurch gewannen wiederum die Euroskeptiker an Gewicht, die warnten, daß Son-
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derregelungen allein nicht genügten, um den Einfluß der EU-Gesetzgebung zu ver-
ringern und daß daher der EuGH in seinen Rechten beschnitten werden müsse.

Die dritte Säule der EU, die die Bereiche Inneres und Justiz umfaßt, entwickelte
sich zum weiteren Anlaß britischen Unbehagens. Bedingt durch mehrere Faktoren
- einige objektiver, andere subjektiver - erhielt dieser Bereich Symbolcharakter
für die Aufrechterhaltung der britischen Souveränität. Die britischen Grenzkontrol-
len waren relativ erfolgreich bei der Aufdeckung von illegaler Einwanderung und
Warenschmuggel. Diese Grenzkontrollen brachten fortlaufende Erfolge gegen
beträchtlichen Drogenschmuggel aus anderen EU-Ländern. Dabei muß aber
berücksichtigt werden, daß der britische „Markt" für illegale Drogen wahrschein-
lich derjenige mit der größten Zuwachsrate in der EU war. Diese ernüchternden
Tatbestände wurden jedoch von weniger sachlichen Argumenten begleitet. Im
Februar trat Charles Wardle als parlamentarischer Staatssekretär im Innenministe-
rium zurück, um seinen Bedenken über eine Invasion von Bürgern aus Drittlän-
dern, die über Frankreich nach Großbritannien einreisten, Nachdruck zu verleihen.
Jack Straw, der innenpolitische Sprecher der Labour Party, versicherte daraufhin,
daß eine Labour Regierung die britische Souveränität in dieser Angelegenheit mit
äußerster Wachsamkeit verteidigen würde. Während des ganzen Jahres versuchten
Unterhändler im Rahmen der dritten Säule eine Vereinbarung bezüglich Europol
zu erreichen; hier war die wichtigste Frage, ob Europol unter die Rechtsprechung
des EuGH fallen solle, ein Vorschlag, gegen welchen die britische Regierung vehe-
ment opponierte. Beim Treffen des Europäischen Rates im Juni in Cannes wurde
eine vorläufige, aber unvollständige Kompromißlösung entworfen, die es den Bri-
ten weiterhin ermöglichte, Widerstand gegen eine Rolle des EuGH bezüglich Euro-
pol zu leisten. Danach konnten sie monatelang die Verabschiedung des Europol-
Abkommens blockieren. Der britische Innenminister Michael Howard, ein über-
zeugter Euroskeptiker, war im Rat der Innen- und Justizminister mit seiner Einstel-
lung gegenüber dem Status von Europol völlig isoliert, ebenso wie mit seinem
Widerstand gegen eine Erklärung der EU gegen Rassismus und Fremdenhaß.

Wirtschafts- und Währungsunion

Die britische Debatte über die WWU war gekennzeichnet einerseits durch die
Bemühungen der Befürworter, sich die Möglichkeit einer eventuellen Teilnahme
der Briten offen zu halten, wie andererseits durch die anhaltende Entschlossenheit
der Euroskeptiker, dies mit aller Bestimmtheit auszuschließen. Der britische
Finanzminister Kenneth Clarke, der von allen Mitgliedern des Kabinetts eine euro-
pafreundliche Haltung am konsequentesten und nachdrücklichsten vertrat, unter-
nahm jede Anstrengung, den Dialog mit seinen EU-Partnern fortzusetzen und somit
die Chance aufrechtzuerhalten, letztendlich doch der WWU beizutreten. Das Para-
doxe an der britischen Debatte war, daß das Vereinigte Königreich von allen Mit-
gliedstaaten der EU gute Chancen hatte, die Maastrichter Konvergenzkriterien zu
erfüllen. Diese Aussicht löste allerdings bei der Bank of England keine offenkun-
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digen Begeisterungsstürme aus, im Gegenteil, wurde doch der Sinn einer schnellen
Umsetzung der gemeinsamen Währung von ihren Vorstandssprechern häufig in
Frage gestellt.

Obwohl die Geschäfts- und Finanzwelt einer britischen Teilnahme an der WWU
eher wohlgesonnen gegenüberstand, erhielt man nicht den Eindruck, daß von die-
ser Seite Druck auf die Regierung ausgeübt wurde. Im Gegenteil, die Diskussion
in Großbritannien innerhalb und außerhalb der Regierung schien von der Voraus-
setzung auszugehen, daß die WWU wohl kaum zustande kommen werde, weil die
wirtschaftlichen Voraussetzungen fehlten. Diese Skepsis begünstigte die allge-
meine Vermutung, daß die WWU sowieso nicht verwirklicht werden würde, zumin-
dest nicht zu dem früheren Termin; dieses Argument wurde noch untermauert durch
Berichte in Großbritannien über die Schwierigkeiten der deutschen Wirtschaft bei
der Erfüllung der Maastrichter Kriterien.

Eine Folge davon war, daß die britische Regierung die Notwendigkeit betonte,
das Verhältnis zwischen teilnehmenden und nicht-teilnehmenden Währungen und
Wirtschaftssystemen sorgfältiger zu überdenken, für den Fall daß die WWU einge-
führt werden sollte. Die Antwort auf diese Frage enthielt für die Briten eine eigene
Problematik. Die EU erwägte zunehmend die Möglichkeit, eine abgeleitete Form
des Europäischen Währungssystems (EWS) wieder einzuführen, wonach Geld-
wertstabilität durch die Bindung der nicht teilnehmenden Währungen an die neue
gemeinsame Währung erreicht wird. Das britische Kabinett insistierte, diese Mög-
lichkeit sei für die Briten aufgrund ihrer Erfahrungen während ihrer kurzen und
verhängnisvollen Mitgliedschaft im EWS völlig inakzeptabel.

Ein großer Teil der Debatte über die WWU wurde durch politische, nicht wirt-
schaftliche Erwägungen bestimmt. Dadurch blieb sie einer der Hauptangriffspunkte
der Euroskeptiker und das Paradebeispiel in ihrer Argumentation gegen die weitere
europäische Integration. Innerhalb des Kabinetts und der Konservativen Partei war
Ablehnung gegenüber der WWU eindeutig und dadurch die Wahrscheinlichkeit
groß, daß sie vor der Entscheidung dieser Frage ein Referendum fordern. Im
Gegensatz dazu versuchte die Führung der Labour Party während des ganzen Jah-
res den Eindruck zu erwecken, eine Labour-Regierung würde Großbritannien in
die WWU führen. Diese Einstellung wurde weder durch einhellige Begeisterung in
der Partei getragen, noch war die Entscheidung leichtgefallen. Sie erinnerte an die
Debatte unter den französischen Sozialisten während der frühen 80er Jahre. In
Großbritannien war die gemäßigte Mitte, die eine feste, eher restriktive monetäre
Politik favorisierte, im Aufstieg begriffen. Somit konnte sie die Wirtschaftspolitik
einer zukünftigen Labour Regierung nach den Vorstellungen von Delors definie-
ren. Aber viel hing davon ab, welche Art von Wirtschaftspolitik Labour nach einem
Regierungswechsel verfolgen würde. In anderen Worten verhielt sich die Führung
der Labour Party gegenüber der WWU wohlwollend, aber fühlte sich ihr nicht ver-
pflichtet.
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Außen- und Sicherheitspolitik

Wie wir gesehen haben, wurde die 'Europa-Debatte' in Großbritannien mehr durch
britische innenpolitische als durch europäische oder internationale Argumente
bestimmt. Die EU als Ganzes wurde jedoch sehr unter Druck von außerhalb sowie
von innerhalb der Union gesetzt, nach außen hin ein stärkeres Profil zu entwickeln.
Zwei Vorschläge standen zur Diskussion; die Beziehung zum Mittelmeerraum
einerseits und die Neudefinition der transatlantischen Beziehungen andererseits.
Es überrascht nicht, daß der zweite Vorschlag bei den Briten mehr Interesse
erweckte. Malcolm Rifkind hatte sich schon als Verteidigungsminister persönlich
für einen Ausbau des atlantischen Bündnisses stark eingesetzt. Als er im Sommer
bei der Umbesetzung des Kabinetts Außenminister wurde, nahm er dieses Thema
wieder auf. Von einer eindeutigen und allgemein unterstützten britischen Politik
kann jedoch nicht die Rede sein: einige favorisierten eine atlantische Freihandels-
zone, unter ihnen Rifkind; andere bevorzugten eine losere bilaterale Verbindung
zwischen der EU und den USA. Die im Dezember 1995 in Madrid erreichte Zwi-
schenlösung spiegelte auch eine Art Kompromißlösung innerhalb Großbritanniens
wieder.

Das akute Problem, das die Westeuropäer weiterhin beschäftigte, war der Krieg
in Bosnien. Da die Briten dort eine starke militärische Präsenz unterhielten, waren
sie notwendigerweise stark engagiert in der Diskussion um weitere Vorgehenswei-
sen, sowohl offiziell in der EU, NATO und UN als auch inoffiziell in der Kontakt-
gruppe und bei bilateralen Gesprächen mit wichtigen Partnern. Dazu gehörten vor
allem die Franzosen, da beide Regierungen ähnlich stark beteiligt waren, sowie die
Vereinigten Staaten, die immer noch zögerten, sich in den Konflikt verwickeln zu
lassen. Für die Briten war das Gespräch mit Paris wesentlich unkomplizierter als
mit Washington. Je näher die Amerikaner der Entscheidung kamen, sich in den
Konflikt einzuschalten, desto offenkundiger wurden die Unterschiede in ihrer Ein-
stellung gegenüber der der Briten; die Amerikaner tendierten mehr zur Seite Bos-
niens, während die Briten zusammen mit den Franzosen darauf bestanden, daß bei
den Bemühungen um eine friedliche Lösung alle Hauptakteure, einschließlich der
Serben, beteiligt werden müßten. Durch die schwierige Vermittlungsgrundlage der
Dayton Vereinbarung und die Entscheidung, IFOR mit Hilfe der NATO zu errich-
ten, fühlte sich Großbritannien wieder verpflichtet, weitere Bemühungen zur Auf-
rechterhaltung des gefährdeten Waffenstillstandes zu unternehmen.

Die enge Verbundenheit der Briten und Franzosen in ihrer Balkan-Politik spie-
gelte eine wachsende Annäherung in Fragen der Verteidigungs- und Sicherheitspo-
litik wieder. Ihre sich abzeichnenden Positionen für die Regierungskonferenz hat-
ten vieles gemeinsam, obwohl sie sich rhetorisch noch unterschieden. Durch die
gemeinsame Luftverteidigungsgruppe (Joint Air Defence Group), die im Juni ins
Leben gerufen wurde, setzte sich ihre Zusammenarbeit auf dem Verteidigungssek-
tor fort. Es war von großer symbolischer Bedeutung, daß die Briten sofort mit Prä-
sident Chirac sympathisierten, als dieser im Juli bei der Wiederaufnahme der Atom-
waffentests im Pazifik so stark kritisiert wurde.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1995/96 369



DIE EUROPAPOLITIK IN DEN MITGLIEDSTAATEN DER EU

Vorbereitung für die Regierungskonferenz

Das Vermächtnis von Maastricht und die anhaltenden Kontroversen zur europäi-
schen Politik gestalteten die Vorbereitungen für die Regierungskonferenz äußerst
schwierig. John Major machte keinen Hehl daraus, daß er ein Status quo Ergebnis
- d.h. so wenig Veränderung wie möglich - begrüßen würde. Sir John Kerr, der
ständige Vertreter Großbritanniens bei der EU, war sogar der Ansicht, die Regie-
rungskonferenz sei nur eine notwendige Formalität. Die von Großbritannien ver-
folgte Verhandlungstaktik beinhaltete nicht etwa die Erweiterung des politischen
Spielraums oder der Stärkung des Einflußbereichs von europäischen Institutionen,
sondern eher Aufräumungsarbeiten und die nötigsten Vorbereitungen zur Auswei-
tung der EU nach Osten. Dieser zweite Punkt genoß zunächst die Unterstützung
der britischen Regierung, sie nahm jedoch merklich ab, nachdem eine realistische
Schätzung der potentiellen Kosten vorlag.

Die britische Position zur Regierungskonferenz wurde im Laufe des Jahres
zunehmend unhaltbar. Einige Mitgliedstaaten forderten größere Integration, dies
wiederum erntete Kritik von Euroskeptikern, die für Einschränkungen plädierten.
Die Europafreunde innerhalb der Regierung artikulierten sich sehr zurückhaltend,
aber außerhalb der Regierung und über die ganze Breite des politischen Spektrums
hinweg gab es immer mehr sich profilierende Gruppierungen, die Anträge für die
Regierungskonferenz erstellten. Dadurch wuchs in Großbritannien das Volumen an
Diskussionsstoff zu EU-Reformen enorm an. In verschiedenen relevanten parla-
mentarischen Ausschüssen und Arbeitsgruppen - sowohl im Unter- wie auch im
Oberhaus - wurden Berichte vorbereitet. Es gab eine stattliche Reihe von Ände-
rungsvorschlägen für die Verträge von Rom, wovon einige beabsichtigten, den Ein-
fluß und die Politik der EU zu stärken, andere, sie abzuschwächen.

Die britische Regierung setzte sich stark für konservierende Maßnahmen ein,
d.h. die Erhaltung der Säulenstruktur, die Rationalisierung des Ministerrats und
Veränderung der Gewichtung der Stimmen bei Abstimmungen, keine neuen Poli-
tikbereiche, wenn möglich sogar eine „Repatriierung" einiger Bereiche (d.h. eine
stärkere Version von Subsidiarität) und mehr Machtbefugnisse für die nationalen
Parlamente zur Kontrolle von EU-Angelegenheiten. Sowohl in Reden von Mini-
stern als auch in parlamentarischen Ausschüssen kamen diese Anliegen immer wie-
der zur Sprache. Die britische Regierung war außerdem eine der ersten, die ein
Positionspapier zur zweiten Säule veröffentlichte. Dort schlug sie vor, die Gemein-
same Außen- und Sicherheitspolitik eher auf der Dreieckskonstellation von NATO,
WEU und EU beizubehalten, als sie durch eine Bündelung der vorhandenen Kom-
petenzen weiter zu entwickeln. In der Zwischenzeit wurden die Stimmen der Euro-
skeptiker immer lauter, die sich für eine deutliche Schwächung der EU ausspra-
chen; vor allem wurde eine Verminderung des Einflusses des EuGH verlangt. David
Davis, der als Staatsminister im Außenministerium die Regierung vertrat, befand
sich in der „Reflexionsgruppe" auf isoliertem Posten, wie die wiederholten
Anspielungen in Carlos Westendorps Bericht beweisen: „einer von uns" bezog eine
andere Stellung in so vielen Fragen. Diese offensichtlichen Meinungsverschieden-
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heiten beeinflußten Überlegungen in anderen Staaten, ob der Zeitplan für den
Ablauf der Regierungskonferenz richtig gewählt sei. Dabei bildete sich allmählich
der Standpunkt heraus, daß endgültige Entscheidungen erst nach der nächsten Wahl
in Großbritannien getroffen werden könnten.

Aufruhr innerhalb der Regierung

Da die Konservativen mit einer hauchdünnen parlamentarischen Mehrheit regie-
ren, leben sie ständig mit der Gefahr, diese aufgrund von Nachwahlen und Über-
tritten zu verlieren (zwei konservative Abgeordnete traten im Herbst aus der Partei
aus). Die nächste Wahl muß spätestens im April 1997 stattfinden, obwohl sie auch
zu einem früheren Zeitpunkt erzwungen werden könnte. Zu Beginn des Jahres
bediente sich John Major einer schärferen Sprache in bezug auf seine Absicht, bri-
tische Interessen in der EU zu vertreten. Ende April erreichte man eine Überein-
stimmung mit acht der neun Konservativen, die 1994 wegen ihrer Ablehnung der
Europapolitik der Regierung aus der parlamentarischen Fraktion ausgeschlossen
worden waren. Das bedeutete jedoch nicht, daß ein neuer Konsens gefunden wor-
den war; ganz im Gegenteil - der euroskeptische Flügel der Partei und des Kabi-
netts wertete dies als Beweis, daß sie auf dem Weg zum Sieg waren. Über jede
Frage in der europäischen Politik wurde im Kabinett, im Parlament und in den
Medien qualvolle Kämpfe ausgefochten. Im Juni hatten John Majors Frustration
und Ärger ihren Höhepunkt erreicht. Er trat als Vorsitzender der Partei zurück.
Damit forderte er seine Kritiker öffentlich heraus, in der Hoffnung, sich durch die-
sen Bluff ein klares Mandat in seiner Eigenschaft als Parteivorsitzender und Pre-
mierminister zu verschaffen.

Das Drama der Wahl des Parteivorsitzes hing wie ein schlechtes Omen über
dem Treffen des Europäischen Rates in Cannes. Darauf folgte ein faszinierendes
Zwischenspiel, in dem mehrere euroskeptische Minister, die sich Hoffnungen auf
eine Nachfolge gemacht hatten - insbesondere Michael Portillo - , zögerten, gegen
John Major zu kandidieren. Als Hauptgegner trat John Redwood, damals Minister
für Wales, hervor, der sich die euroskeptische Linie zunutze machte. Die Wahl ver-
deutlichte das Ausmaß an Feindseligkeiten, das in der Konservativen Partei inner-
halb und außerhalb des Parlaments herrschte. Zwar trat John Major als klarer Sie-
ger aus diesem Streit hervor, wobei die künstlich aufgeblähte Mehrheit für ihn z.T.
bedingt war durch die Angst der übrigen Euroskeptiker, ihren Sitz im Kabinett zu
verlieren oder durch Redwood ausmanövriert zu werden. Die Euroskeptiker waren
jedoch weder versöhnt, noch zum Schweigen gebracht, wie Michael Portillos
außerordentlich heftiger und nationalistisch gefärbter Angriff auf Europa auf der
Parteikonferenz im Oktober bewies. Durch die Regierungsumbildung nach Majors
Wiederwahl kam Malcolm Rifkind als Nachfolger Douglas Hurds ins Außenmini-
sterium. Seine frühen Reden spiegelten die Meinungsveränderung innerhalb der
Partei wieder. In seiner Rede vom September argumentierte er, daß die Vertretung
britischer Interessen möglicherweise Vorrang haben müsse vor der Ausweitung des
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britischen Einflusses, auch wenn das bedeutete, daß das Vereinigte Königreich eine
ähnliche Stellung in Europa einnehmen würde wie die Schweiz.

Am Ende des Jahres war die Regierung wesentlich zerstrittener in Fragen der
europäischen Politik als sie es am Anfang gewesen war. Die Drohung einer vorge-
zogenen Wahl, die Frage der Nachfolge im Parteivorsitz sowie die Unbeliebtheit
der Regierung ließ Europa zum Prüfstein für eine breite Skala von innerbritischen
Auseinandersetzungen werden. Für eine schwache Führung war die Versuchung
groß, Europa zum Sündenbock für alles zu machen. Wie weit Europa jedoch das
Verhalten der Wähler entscheidend beeinflussen würde, blieb natürlich noch offen.
Da die Führung der Labour Party sich dieses Unssicherheitsfaktors bewußt war,
hielt sie sich bedeckt in ihren Äußerungen zur europäischen Politik und überließ es
den Liberalen, einen positiveren politischen Standpunkt zu beziehen. Wenn man
Äußerungen in der britischen Presse verfolgte, in seriösen Zeitungen sowie in der
Boulevardpresse, konnte man leicht zu der Überzeugung kommen, daß der Euro-
skeptizismus weit verbreitet war, obwohl die Medien natürlich dazu beitrugen, den
Ton der politischen Debatte zu verschärfen. Die Kritik konzentrierte sich immer
mehr auf Deutschland und deutsche Politik sowie auf Brüssel; diese Themen ver-
liehen der Meinung Nachdruck, es sei besser, weniger Einfluß auszuüben als sich
deutschen Vorstellungen zu unterwerfen. Allerdings wuchs hinter den Kulissen die
Befürchtung, daß das Beharren auf dieser begrenzten Definition britischer Interes-
sen den britischen Einfluß in Europa ernsthaft und möglicherweise endgültig ver-
ringern würde.
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of Birmingham.
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